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Verfassungsinitiative 
«Für das Leben» ist zulässig 
VADUZ - Was vom Volksblatt bereits am 
Mittwoch gemeldet wurde, hat nun Regie­
rungschef-Stellvertreter Klaus Tschütscher 
offiziell bestätigt: Die Mitte März eingereich­
te Verfassungsinitiative «Für das Leben» ist 
von der Regierung für zulässig erklärt wor­
den. Die Initiative verstösst nicht gegen be­
stehende Staatsverträge und erfüllt somit die 
im Volksrechtegesetz geregelten materiellen 
und formellen Voraussetzungen, um zur 
Unterschriftensammlung zugelassen zu wer­
den. Der Landtag wird sich im Juni damit be­
fassen. Danach wird die sechswöchige Frist 
zur Sammlung der notwendigen 1500 Unter­
schriften amtlich kundgemacht. (MF) 

Schneesicherheit für Malbun 

VADUZ - Im Dezember 2003 wurde vom 
Landtag beschlossen, das Projekt «Unser 
neues Malbun» zur Sicherung des Erholungs­
und Sportgebietes Malbun mit einem Beitrag 
von 13 Mio. Franken zu unterstützen. In die­
sem Projekt ist vorgesehen. Schneekanonen 
einzusetzen. Die rechtlichen Voraussetzungen 
zur Bewilligung von Beschneiungsanlagen 
sehen vor, dass der gesamte Wasserbedarf 
durch Speicher abzudecken ist. Gemäss Pro­
jekt soll jedoch das für die Beschneiungsan­
lagen notwendige Wasser direkt aus der Va­
duzer Wasserversorgung entnommen werden. 
Ein Umweltverträglichkeitsbericht sei in Ar­
beit, erklärte gestern Regierungschef Otmar 
Hasler. Um die Realisierung dieses Projektes 
auch baugesetzlich zu ermöglichen, hat die 
Regierung einen Bericht und Antrag zur Ab­
änderung des Baugesetztes für die Bewilli­
gung von Beschneiungsanlagen zuhanden 
des Landtags verabschiedet. (pafl) 

Staatsbeitrag an die OKP 
VADUZ - Der Staatsbeitrag an die Kosten 
der obligatorischen Krankenversicherung 
(OKP) wird für das Bemessungsjahr 2006 auf 
43.0 Millionen Franken festgelegt. Die Re­
gierung hat einen entsprechenden Bericht 
und Antrag zuhanden des Landtags verab­
schiedet. Die Staatsbeiträge an die obligatori­
sche Krankenpflegeversicherung umfassen 
einerseits den Staatsbeitrag für die Kinder 
und andererseits den Staatsbeitrag für die 
übrigen Versicherten. Während mit der Ge­
sundheitsreform 2004 der Staatsbeitrag für 
die Kinder unverändert blieb, erfuhr der 
Staatsbeitrag für die übrigen^Versicherten ei­
ne Änderung: Es wird nicht mehr im Gesetz 
selber festgelegt, dass der Staatsbeitrag ei­
nem festen Prozentsatz der Gesamtkosten der 
OKP entspricht. Neu legt der Landtag diese 
Beiträge auf Antrag der Regierung unter Be­
rücksichtigung der Kostenentwicklung in der 
obligatorischen Krankenpflegeversicherung 
und der Finanzlage des Landes jährlich bis 
spätestens im Juni des Voijahres fest. Der 
vom Landtag festgelegte Beitrag bezieht sich 
auf ein bestimmtes Bemessungsjahr und ist 
daher nicht identisch mit dem im Landesvor-
anschiag für das bestimmte Rechnungsjahr 
aufgeführten Betrag, da sich dieser aus Akon­
tozahlungen für das laufende Rechnungsjahr 
und aus einer Schlusszahlung für das Vorjahr 
zusammensetzt. (pafl) 

«Beide profitieren» 
Aufgabenentflechtung zwischen Land und Gemeinden 

VADUZ - Die Regierung hat ei­
nen Bericht und Antrag zur Auf-
gabenentflechtung zwischen 
Land und Gemeinden zuhanden 
des Landtags verabschiedet. 
Wie Regierungschef Otmar Has­
ler gestern heim Pressege-
spiüch erklärte, sollen sowohl 
Land als auch Gemeinden von 
der Entflechtung profitieren. 
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Ziel des von Land und Gemeinden 
in Angriff genommenen Projektes 
ist eine weitgehende Aufgabenent­
flechtung sowie eine möglichst 
sachgerechte Festlegung der ge­
samten nicht zweckgebundenen 
Finanzzuweisungen vom Land an 
die Gemeinden. Das Projekt soll 
insgesamt kostendämpfend wirken 
und zu betriebs- wie volkswirt­
schaftlich besseren Lösungen füh­
ren, welche im Interesse der Ein­
wohnerinnen und Einwohner sind. 
Das Projekt zieht insgesamt in 22 
Gesetzesvorlagen klärende Ände­
rungen nach sich. 

Von Eindeutigkeiten 
profitieren beide Seiten 

Land und Gemeinden sind bei ei­
ner Reihe öffentlicher Aufgaben 
verflochten, indem die Finanzie­
rung dieser Aufgaben gemeinsam 
erfolgt und beide Ebenen in den 
Entscheidungsprozess mit einge­
bunden sind. 

Diese «MischVerwaltung» führt 
zu einem höheren administrativen 
Aufwand in der Entscheidungsfin­
dung, der Planung und der Abreche 
nung, wie Regierungschef Hasler 
gestern ausführte. Bei dieser Art 
der Aufgaben- und Finanzierungs­
teilung besteht zudem die Gefahr, 
dass für einzelne Vorhaben unbe­
friedigende Lösungen resultieren, 
da keine der involvierten Ebenen 
die Gesamtaufwendungen zu tra-

Dle momentane Mischverwaltung zwischen Land und Gemeinden Mrgt Mehraufwand. Mit «Padoutl|fcmon» sei­
len laut Regierungschef Otmar Hasler Einspaningen möglich sein: «Beide werden profitieren». 

gen hat. Dabei kann eine Aufga­
benentflechtung nicht ohne Dis­
kussion über die Höhe der dafür 
notwendigen Mittel geführt wer­
den, welche den Gemeinden über 
Subventionen, Steueranteilen und 
den Finanzausgleich zufliessen, 
denn sie führen in der Konsequenz 
zu einer Mehrbelastung der einen 
und einer Entlastung der anderen 
Ebene« 

Ausgewogen und fair 
Wie Regierungschef Hasler be­

tonte, herrscht zwischen Land und 
den Gemeinden in fast allen Punk­
ten Einigkeit, wie man sich künftig 
die Aufgaben teilen will. Er erachte 
den im Bericht und Antrag an den 

Landtag formulierten Vorschlag als 
«sehr ausgewogen» und «als einen 
fairen Ausgleich». 

Stationire 
Altersvorsorge noch strittig . 

Laut Hasler ist einzig die statio­
näre Altersversorgung (Liechten­
steiner Alters- und Krankenhilfe 
LAK) noch strittig, auch in  der Ar­
beitsgruppe mit der  Vertretung 
der  Gemeindevorstehungen. Nach 
Meinung der Regierung sind dies­
bezüglich die Gemeinden zustän­
dig, auch was den Unterhalt der 
LAK-Gebäude angehe. Der Staat 
werde jedoch bei der Erstellung 
von neuen Gebäuden weiterhin 50 
Prozent beisteuern. Zu diesem Ent­

flechtungspunkt sei noch «eine De­
batte nötig», so Halser. 

Zwei Projektphasen 
In einer ersten Projektphase zur 

Entflechtung wurden zahlreiche 
Aufgabenbereiche untersucht. Es 
wurden konstruktive Neuregelungen 
vorgeschlagen. Damit sollen die mit 
der Aufgabenentflechtung entste­
henden administrativen Erleichte­
rungen und klaren Aufgabenzuwei­
sungen möglichst bald wirksam wer­
den und ihre positiven Auswirkun­
gen entfalten können. Die zweite 
Projektphase - Etablierung eines be­
darfsgerechten Finanzzuweisungs­
systems - soll nach Abschluss der 
ersten Projektphase folgen. 

Einsatzfunktion aufrecht erhalten 
/ 

Bauliche Sofortmassnahmen beim Polizeigebäude 
VADUZ - Die Regierung bean­
tragt beim Landtag einen Ver­
pflichtungskredit von 1,48 Mio. 
Franken, um die dringend not­
wendigen Investitionen zu täti­
gen, welche im Hinblick auf den 
Erweiterungsbau des Polizeige-
bludes zunickgestellt wurden. 

Das Umfeld der Landespolizei hat 
sich seit der offiziellen Eröffnung 
des Polizeigebäudes 1991 grundle­
gend verändert. Die Bedürfnisse 
und Anforderungen an die öffent­
lichen Sicherheitsorgane sind kom­
plexer und vielschichtiger gewor­
den. Im Dezember 2003 hat der 
Landtag für ein Erweiterungspro­
jekt einen Verpflichtungskredit von 
31,5 Mio. Franken genehmigt, ge­
gen den das Referendum erfolg­
reich ergriffen wurde. 

Das Dreiphasenmodell 
Als Folge dieser Entscheidung 

hat die Regierung einen phasen­
orientierten Ansatz gewählt, um 
den räumlichen und infrastrukturel­
len Anforderungen der betroffenen 
Amtsstellen Rechnung zu tragen: 

In einer ersten Phase müssen So­
fortmassnahmen realisiert werden, 
die den bestehenden Gebäudekom­
plex betreffen. Diese Sofortmass­
nahmen müssen unabhängig von 
weiteren Konzepten dringend um­
gesetzt werden. Es handelt sich da-

MH 1,46 Franken seilen am PettnigoMiHde dringende 

bei einerseits um Investitionen, an­
dererseits um Unterhaltsarbeiten, 
auf welche im Hinblick auf den ge­
planten Erweiterungsbau bewusst 
verzichtet wurde. Diese Investitio­
nen betreffen hauptsächlich Vorkeh­
rungen für die Aufrechterhaltung 
der Einsatzfunktion der Landespoli­
zei und damit die Gewährleistung 
einer angemessenen Sicherheit für 
Bevölkerung und Einsatzpersonal. 

Die zweite Phase besteht darin, 
für die nächsten fünf bis sieben 
Jahre eine Übergangslösung zu 
finden, um die akuten räumlichen 
Engpässe zu beheben. In einer 
dritten Phase werden erneut die 
grundsätzlichen Strukturen ge­
prüft und dem Landtag zur Be­
schlussfassung vorgelegt, um 
langfristig den qualifizierten Be­
trieb der Landespolizei, des Unter­

suchungsgefängnisses und des 
Ausländer- und Passamtes zu ge­
währleisten. 

Zusammengefasst sieht das Pro­
jekt folgende Sofortmassnahmen 
von 
• Lagerraum für Ordnungsdienst­
material 
• Renovation des Schiesskellers 
• Brandschutzmassnahmen 
• Provisorische Parkplätze (pafl) 
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